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Seit den 1980er Jahren hat es ver-
stärkt historische Forschungen zur 
Medizin in der Zeit des Nationalsozi-
alismus gegeben, die inzwischen zu 
einem recht umfangreichen, aller-
dings noch keineswegs abgeschlos-
senen Wissensbestand zu diesem Ar-
beitsfeld geführt haben [17].

Im Wesentlichen hat sich diese Forschung 
zunächst auf drei Themenkreise konzen-
triert:
1.	� die Auswirkungen des Regierungs-

wechsels 1933 auf die Ärzteschaft, 
mit zwei Unterthemen: einerseits die 
(Selbst-)Gleichschaltung ärztlicher 
Standesorganisationen und Fachge-
sellschaften und der überwiegenden 
Mehrheit der Ärzte und andererseits 
die Entlassung, erzwungene Emigrati-
on und schließlich systematische Ver-
nichtung von „jüdischen“ und „sozia-
listischen“ Medizinern [7, 8, 24];

2.	� die eugenisch bzw. rassenhygienisch 
motivierte sowie an ökonomischer 
Effizienz und Leistungsfähigkeit des 
„Volkskörpers“ orientierte Gesund-
heits- und Sozialpolitik: Diese führ-
te u. a. zur Zwangssterilisation von 
über 360.000 sogenannten „Erbkran-
ken“, und zur systematischen Tötung 
von ca. 250.000 bis 300.000 psych-
iatrischen Patienten, Behinderten 
und anderen Erkrankten aus sozialen 
Randgruppen [18, 20] (zur Zahl der 
Opfer: [2], zu Opferbiographien: [4]);

3.	� die medizinische Forschung an bio-
logisch oder juristisch als „minder-

wertig“ eingeordneten Menschen, v. a. 
in Konzentrationslagern, in psychia-
trischen Anstalten und in Kranken-
häusern der besetzten Gebiete (zur 
medizinischen Forschung allgemein: 
[1]; zur Psychiatrie: [6, 12]; zu Opfern 
der Forschung: [10]).

In den letzten Jahren wurde (u. a. durch 
die Öffnung osteuropäischer Archive) ein 
weiteres Forschungsfeld eröffnet:

4.	� die Frage nach der Ausbeutung und 
medizinischen Behandlung von zi-
vilen Zwangsarbeitern in medizi-
nischen Institutionen [3] (zur Psychi-
atrie [5]).

Auf einer allgemeinen Ebene hat sich da-
bei gezeigt, dass die Programmatiken 
und Praktiken der Mediziner während 
der Zeit des Nationalsozialismus nur ad-
äquat verstanden werden können, wenn 
sie im Kontext der spezifischen Heraus-
forderungen und auch Chancen gesehen 
werden, die durch das politische System 
geschaffen wurden, und ebenso im Kon-
text der expliziten und impliziten Wert-
setzungen und -hierarchien, die an die 
Gesundheit und Leistungsfähigkeit im 
Dienste der Nation oder des „Volkskör-
pers“ geknüpft waren [17]. Diese Konstel-
lation von Herausforderungen, Chancen 
und Wertehierarchien kann folgenderma-
ßen zusammengefasst werden:

Die Gesundheits- und Wissenschafts-
politik des Regimes zielte darauf ab, dieje-
nigen zu fördern, die zur Gesundheit und 

Leistungsfähigkeit der nationalen Öko-
nomie und des „Volkskörpers“ beitragen 
konnten. Dagegen sollten diejenigen, wel-
che die Effizienz der ökonomischen An-
strengungen und die Gesundheit des Kol-
lektivorganismus „Volkskörper“ gefähr-
den könnten, identifiziert und ausgeson-
dert werden. Sie sollten nur einen Mini-
malaufwand an Ressourcen erhalten und 
im Falle von Erbkrankheiten von der Re-
produktion ausgeschlossen werden [22, 
23].

Diese Prioritäten gelten für die Zeit 
ab 1933; sie sind aber 1933 keineswegs er-
funden worden, und schon gar nicht von 
Politikern, sondern solche Ideen exis-
tierten schon lange zuvor, sie wurden ab 
1933 allerdings massiv privilegiert gegen-
über anderen Prioritätensetzungen. Mit 
dem Kriegsbeginn 1939 lassen sich noch-
mals veränderte Problemlagen und poli-
tisch-ökonomische Rahmenbedingungen 
konstatieren: Nämlich insbesondere ein 
massiv verstärkter ökonomischer Druck 
unter den Bedingungen der Kriegswirt-
schaft, und die Notwendigkeit, alle ver-
fügbaren Ressourcen (Geld, Arbeits-
kraft, Forschungsleistung) für die Wehr-
macht, die Rüstungsindustrie sowie zur 
medizinischen Versorgung verwunde-
ter Soldaten einzusetzen. Die systemati-
sche Räumung psychiatrischer Anstalten 
und Heime und das damit eng verbunde-
ne Euthanasieprogramm in seinen ver-
schiedenen Stadien folgten dieser Ratio-
nalität und Wertehierarchie: Dieses Pro-
gramm zielte auf die Einsparung von Res-
sourcen für vermeintliche „Ballastexisten-
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zen“; und es stellte andererseits neue Ka-
pazitäten zur Behandlung von verwunde-
ten Soldaten, in zweiter Linie auch zur Be-
handlung der Zivilbevölkerung zur Verfü-
gung [18, 22].

Mythen und Realitäten

In der Konsequenz des gerade skizzierten 
analytischen Rahmens hat die jüngere his-
torische Forschung drei zentrale Mythen 
in Frage gestellt, die über viele Jahrzehnte 
das Bild von der Medizin während des 
Nationalsozialismus bestimmt haben [17]. 
Diese drei Mythen können folgenderma-
ßen zusammengefasst werden:
F	�1. Mythos: die Annahme, dass medizi-

nische Verbrechen von einigen weni-
gen fanatischen Nazi-Ärzten began-
gen wurden und dass sie im Wesent-
lichen das Resultat einer irrationalen, 
der Medizin von außen aufgezwun-
genen Politik gewesen seien;

F	�2. Mythos: die Annahme, dass die 
Programme der Zwangssterilisati-
on und der Patiententötungen der 
Ausdruck einer „Ideologie“ gewesen 
seien, die wenig oder gar nichts mit 
dem zeitgenössisch aktuellen Stand 
des medizinischen Wissens und Han-
delns zu tun gehabt hätten;

F	�3. Mythos: die Annahme, dass die 
Forschungsaktivitäten der Medizi-
ner in Konzentrationslagern nichts zu 
tun hatten mit dem zeitgenössischen 
Standard der biomedizinischen Wis-
senschaften, sondern vielmehr der 
Ausdruck von Rassenideologie oder 
auch individueller Perversion unter 
dem Deckmantel der Wissenschaft 
gewesen seien und dass diese For-
schungen daher besser als „Pseudo-
wissenschaft“ bezeichnet werden soll-
ten.

Im Folgenden sollen diese drei Mythen 
speziell für die Psychiatrie mit den Ergeb-
nissen der jüngeren medizinhistorischen 
Forschung konfrontiert werden. Diese 
Mythen sollen jedoch nicht deshalb de-
konstruiert werden, um an ihrer Stelle 
ein positiveres Bild der Medizin im Na-
tionalsozialismus zu entwerfen. Vielmehr 
geht es darum, auf signifikante Ähnlich-
keiten in Bezug auf fundamentale Kon-
zepte, Einstellungen, und Handlungswei-

sen zwischen der Medizin im National-
sozialismus und derjenigen vor 1933 und 
nach 1945 hinzuweisen. Anders formu-
liert: Die Grenzüberschreitungen in der 
Medizin zwischen 1933 und 1945 wären 
demnach nicht spezifisch für die Zeit des 
Nationalsozialismus, sondern lediglich ei-
ne extreme Manifestation von Potenzia-
len, die in der modernen Medizin generell 
angelegt sind [17]. Diese Potenziale wur-
den zunächst durch die Rahmenbedin-
gungen des totalitären Staates ab 1933 und 
dann in nochmals verstärkter Weise durch 
den 2. Weltkrieg ab 1939 zu ihrer destruk-
tiven Manifestation gebracht.

Das Verhältnis der 
Ärzteschaft zum national-
sozialistischen Regime

Die deutliche Mehrheit der deutschen 
Ärzte war bereit, auf die Versprechungen 
und Versuchungen durch die neuen 
Machthaber einzugehen, und zwar auch 
diejenigen Ärzte, die gar keine Parteimit-
glieder waren. Dies lässt sich am Anteil 
der Mediziner illustrieren, die mit dem 
Regime kooperierten. Der Prozentsatz 
von Ärzten, die in der NSDAP oder ei-
ner der ihr angeschlossenen Organisati-
onen (SA, SS) Mitglied waren, betrug ca. 
50–65% (je nach Berechnungsgrundlage) 
[19]. Dies verweist auf zweierlei:
F	�Fast die Hälfte der Ärzte war nicht 

Mitglied einer der genannten Organi-
sationen. Das ist ein deutlicher Beleg 
für die in der damaligen Zeit existie-
renden Handlungsspielräume, denn 
diese Ärzte ohne Mitgliedschaft hat-
ten durchaus nicht automatisch mit 
Sanktionen zu rechnen, solange sie 
sich nicht öffentlich gegen das Re-
gime oder seine Repräsentanten äu-
ßerten. Es ist inzwischen breit doku-
mentiert, dass die Mitgliedschaft in 
der Partei oder einer der angeschlos-
senen Organisationen eine Karrie-
re zwar erleichtern konnte. Entgegen 
weit verbreiteten Auffassungen in der 
Nachkriegszeit existierte aber kein 
Zwang, in die Partei einzutreten, und 
es war auch in öffentlichen Institutio-
nen wie etwa Universitäten durchaus 
möglich, Karriere zu machen, ohne 
Mitglied zu sein.

F	�Mit 50–65% ist der Anteil von Mit-
gliedern in NS-Organisationen bei 
Medizinern wesentlich höher als 
bei anderen vergleichbaren akade-
mischen Berufsgruppen (etwa Leh-
rern, Juristen) [7, 19]. Das weist dar-
auf hin, dass Mediziner eine beson-
ders hohe Affinität zum nationalso-
zialistischen Regime hatten. Hierfür 
gibt es mindestens drei zentrale Er-
klärungen: So versprach der „neue 
Staat“, die ökonomischen Rahmen-
bedingungen für ärztliche Tätigkeit 
deutlich zu verbessern: Speziell un-
ter jungen Ärzten gab es am Ende der 
Weimarer Zeit eine erhebliche Ar-
beitslosigkeit. Der aus historisch er-
klärbaren Gründen im Vergleich zur 
Allgemeinbevölkerung hohe Anteil 
von jüdisch-stämmigen Medizinern 
in der Ärzteschaft führte dazu, dass 
deren Entlassung aus dem öffent-
lichen Dienst schon ab Mitte 1933 ein 
nicht unbeträchtliches Stellenreser-
voir für die zuvor arbeitslosen Jung-
ärzte eröffnete [7]. Daneben erfüllte 
das Regime einen schon seit lan-
gem von der Ärzteschaft formulierten 
Wunsch: nämlich eine reichsweit gül-
tige Vereinheitlichung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen für ärztliches 
Handeln in Form einer Reichsärzte-
kammer und Reichsärzteordnung zu 
schaffen. Schließlich versprach das 
Regime, die Macht der Krankenkas-
sen zu beschneiden, bzw. das Kas-
senwesen sogar ganz aufzuheben, ein 
schon in den 1920er Jahren vorhande-
nes zentrales Anliegen sehr vieler nie-
dergelassener Ärzte [19].

Diese bereits vor 1933 formulierte Pro-
grammatik der NSDAP und des NS-
Ärztebundes wurde in den ersten Jah-
ren nach 1933 tatsächlich umgesetzt: So 
wurde im August 1933 die Kassenärzt-
liche Vereinigung Deutschlands zur Ver-
einheitlichung des Kassenarztwesens ge-
schaffen. Im April 1935 wurde erstmals ei-
ne Reichsärzteordnung verabschiedet, die 
im April 1936 in Kraft trat. Hiermit fand 
eine gesetzliche Grundlage, was die Ver-
treter unterschiedlicher Ärzteorganisati-
onen schon jahrzehntelang gefordert hat-
ten: Nämlich die Abschaffung der „Ku-
rierfreiheit“ (für nichtärztliche Heiler), 
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die Herauslösung der Ärzte aus der Ge-
werbeordnung und damit ihre Privilegie-
rung sowie die Errichtung der Reichsärz-
tekammer als einheitlicher Standesorga-
nisation. Auch lässt sich dokumentieren, 
dass das Durchschnittseinkommen der 
deutschen Ärzte von 1933 bis 1938 um ins-
gesamt ca. 61% zunahm, ein im Vergleich 
etwa zu Rechtsanwälten deutlich überpro-
portionaler Anstieg [7].

>	Das Arbeitsfeld „Erbgesund-
heitspflege“ versprach neue 
Karrieremöglichkeiten

Ein weiterer Aspekt zur Erklärung der 
ärztlichen Affinität zum neuen Regime 
besteht darin, dass viele – vor allem jün-
gere – Ärzte hofften, sich durch eine Mit-
gliedschaft in einer der NS-Organisati-
onen neue Karrieremöglichkeiten im ab 
1933 besonders geförderten Arbeitsfeld 
der „Erbgesundheitspflege“ zu eröffnen: 
Mit dem „Gesetz zur Verhütung erbkran-
ken Nachwuchses“ (in Kraft getreten am 
1. Januar 1934) wurden reichsweit an die 
Gesundheitsämter angegliederte Erbge-
sundheitsgerichte und -obergerichte ge-
schaffen [20, 22, 23]. Parallel wurden er-
hebliche Ressourcen für die „erbbiolo-
gische Bestandsaufnahme“, d. h. für Da-
tenerhebungen und Forschungen zur 
Epidemiologie und Genetik potenzieller 
Erbkrankheiten zur Verfügung gestellt. 
Mit der praktischen Umsetzung der eu-
genisch-rassenhygienischen Erbgesund-
heitspolitik im Gesundheitswesen, in der 
medizinischen Aus- und Weiterbildung 
sowie in der Forschung war für die Ärzte-
schaft sichtbar, dass der „neue Staat“ tat-
sächlich erhebliche materielle und sym-
bolische Ressourcen für diesen Teil von 
Medizin und Biowissenschaften zur Ver-
fügung stellte, und damit das Verspechen 
auf neue Karrierechancen und einen Sta-
tusgewinn der Ärzteschaft im Staat einlös-
te. Diese Situation fand ihren Widerhall in 
den Stellungnahmen führender Erbfor-
scher bzw. Humangenetiker nach dem Re-
gierungswechsel 1933, in denen der „neue 
Staat“ mit seiner Erbgesundheitspolitik 
zum Teil geradezu euphorisch begrüßt 
wurde, u. a. auch von dem Direktor der 
Deutschen Forschungsanstalt für Psychi-
atrie in München, Ernst Rüdin [13, 14].

Die jüngere historische Forschung do-
kumentiert weiter, dass nicht nur in Be-
zug auf die Parteimitgliedschaft, sondern 
auf fast allen Ebenen medizinischen Han-
delns mehr oder weniger ausgeprägte 
Handlungsspielräume existierten, so lan-
ge man nicht zu den stigmatisierten und 
dann verfolgten Minoritäten (also „Juden“ 
oder „Sozialisten“) gehörte. Dieser Hand-
lungsspielraum lässt sich exemplarisch 
durch die Rekonstruktion des tatsäch-
lichen ärztlichen Verhaltens in Bezug auf 
das Sterilisationsgesetz dokumentieren:

Nach dem Wortlaut des Gesetzes 
waren alle Ärzte verpflichtet, diejeni-
gen Menschen an die Behörden zu mel-
den, bei denen möglicherweise eine Erb-
krankheit vorlag. Im Gesetz genannt wa-
ren u. a. die manisch-depressive Erkran-
kung, Schizophrenie, erbliche Formen 
der Epilepsie sowie Debilität („Schwach-
sinn“) [14, 20, 23]. Während nun die im 
öffentlichen Dienst angestellten Fürsorge-
ärzte – meist Psychiater – dieser gesetz-
lichen Pflicht offenbar weitgehend nach-
kamen, zeigt sich für Ärzte, die in eigener 
Praxis niedergelassen waren, ein ganz an-
deres Bild: Im fränkischen Bezirk Schwa-
bach etwa war zwar der Anteil derjenigen 
Ärzte, die Mitglied in einer der national-
sozialistischen Organisationen waren, be-
sonders hoch (ca. 75%), trotzdem findet 
sich dort im Zeitraum zwischen 1934 und 
1939 von zwei Dritteln der niedergelas-
senen Ärzte keine einzige Meldung an das 
zuständige Erbgesundheitsgericht [9].

Die Erklärung für dieses Verhalten be-
steht nicht darin, dass die Mehrheit der 
Ärzte in dieser Region heimliche Regime
gegner waren. Vielmehr ist eine ande-
re Deutung gut belegt: Da gerade die Tä-
tigkeit der niedergelassenen Ärzte ver-
bunden war mit einer längerfristigen Be-
ziehung zu den Patienten, die wesentlich 
auf gegenseitiger Kenntnis und Vertrau-
en beruhte, ergab sich mit der neuen ge-
setzlichen Vorgabe ein scharfer Rollen-
konflikt: Einerseits basierte das Arzt-Pa-
tienten-Verhältnis auf eben diesem Ver-
trauen; gleichzeitig forderte das Gesetz 
aber mit der Meldung eine Handlung 
des Arztes, die zumindest potenziell zu 
einer medizinischen Intervention auch 
gegen den Willen des Betroffenen füh-
ren konnte. Vor dem Hintergrund dieses 
Rollenkonfliktes entzogen sich offenbar 

sehr viele niedergelassene Ärzte weitge-
hend der Anzeigepflicht. Negative Kon-
sequenzen aus dieser Nichtbeachtung des 
Gesetzes sind nicht bekannt [9].

>	Es existierten deutlich 
Handlungsspielräume 
für Mediziner

Handlungsspielräume existierten auch 
gegenüber dem Programm der systemati-
schen Patiententötungen („Euthanasie“): 
Ein exemplarischer Fall hierfür ist der 
Professor für Psychiatrie Gottfried Ewald 
aus Göttingen: Er war zwar ein Befürwor-
ter der Sterilisationsgesetzgebung, lehnte 
aber das Angebot zu einer Tätigkeit als 
„Gutachter“ für den Selektionsprozess im 
Rahmen des „Euthanasie-Programms“ ab. 
Auch verfasste er mehrere Briefe an ver-
schiedene offizielle Dienststellen, z. B. 
an den Reichsärzteführer Dr. Leonardo 
Conti, in denen er gegen das Tötungspro-
gramm Stellung nahm. Diese Briefe hat-
ten zwar nicht die gewünschte Wirkung; 
es entstanden Ewald jedoch auch keiner-
lei Nachteile in seiner beruflichen Tätig-
keit oder in seinem Privatleben [21].

Diese Beispiele verweisen darauf, 
dass durchaus Handlungsspielräume für 
Psychiater existierten – allerdings wurden 
diese Spielräume von der überwiegenden 
Mehrheit der Mediziner offenbar nicht 
ausgenutzt.

Statt Zwang von außen: 
Initiative von Medizinern

Der Begriff des Handlungsspielraums 
könnte allerdings in dem Sinn missver-
standen werden, dass es sich um Spielräu-
me innerhalb von Rahmenbedingungen 
handelte, die ohne Zutun der Ärzte ent-
standen waren. Dementsprechend wären 
alle inhumanen und menschenrechts-
widrigen Handlungen im Nationalsozia-
lismus den Ärzten quasi „von oben“, also 
von politischen Instanzen, aufgezwungen 
worden. Obwohl dieses Bild für viele Si-
tuationen zutreffen mag, ist es gerade für 
die extremsten Beispiele von inhumanem 
ärztlichem Verhalten völlig inadäquat: In 
der jüngeren historischen Forschung hat 
sich gezeigt, dass die Initiative sowohl für 
das Programm der eugenischen Sterilisa-
tionen als auch für die Patiententötungen 
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Zusammenfassung
Der Beitrag bietet eine Synthese aus den Er-
gebnissen der historischen Forschung zur 
Psychiatrie im Nationalsozialismus und eini-
gen Implikationen für medizinethische De-
batten. Thematisiert werden das Verhältnis 
zwischen Ärzteschaft und NS-Staat, die Be-
deutung der eugenisch und ökonomisch mo-
tivierten Gesundheits- und Sozialpolitik für 
die Psychiatrie (Zwangssterilisation, „Eutha-
nasie“) sowie die psychiatrische Forschung. 
Drei verbreitete Mythen werden entkräftet: 1. 
die Annahme, dass medizinische Verbrechen 
das Resultat einer irrationalen, der Medizin 
von außen aufgezwungenen Politik gewe-
sen seien, 2. die Annahme, dass die Zwangs-
sterilisationen und Patiententötungen nichts 
mit den zeitgenössischen Standards des me-

dizinischen Handelns zu tun gehabt hätten, 
und 3. die Annahme, dass die ethisch unak-
zeptablen Forschungsaktivitäten von Psych-
iatern nichts zu tun hatten mit dem zeitge-
nössischen Standard der biomedizinischen 
Wissenschaften. Es wird die These formu-
liert, dass die Grenzüberschreitungen zwi-
schen 1933 und 1945 nicht spezifisch für die 
Zeit des Nationalsozialismus waren, sondern 
lediglich eine extreme Manifestation von Po-
tenzialen, die in der modernen Medizin gene-
rell angelegt sind.
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Summary
This contribution is a synthesis of the results 
of historical research on psychiatry during the 
Nazi period and some implications for pres-
ent day debates in medical ethics. The focus 
is on three issues: the relationship between 
physicians and the state, the impact of eu-
genically and economically motivated health 
and social policies for psychiatry (e.g. forced 
sterilization, patient killing/euthanasia) and 
psychiatric research. Three myths are decon-
structed: 1) that medical atrocities were im-
posed from above by Nazi politicians on apo-
litical physicians, 2) that mass sterilization 
and patient killing had nothing to do with 
contemporary state of the art of medical rea-

soning and practice and 3) that ethically un-
acceptable research on psychiatric patients 
had nothing to do with the contemporary 
state of the art of biomedical sciences. It is ar-
gued that the findings on these issues of Na-
zi medicine are not specific to Germany and 
the period between 1933 and 1945 but they 
were the extreme manifestations of some po-
tential problems implicit in modern medicine 
in general.
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(„Euthanasie“) und ebenso für praktisch 
alle Formen inhumaner psychiatrischer 
Forschung an Menschen nicht von poli-
tischer Seite, sondern von den beteiligten 
Ärzten selbst ausging.

So ist seit langem belegt, dass die Pro-
grammatik von Eugenik, Rassenhygiene 
und damit verbundener medizinischer 
Forschung und Praxis nicht von national-
sozialistischen Ideologen erfunden wur-
de und keineswegs der Ärzteschaft aufge-
zwungen wurde. Vielmehr hatten Begriff 
und Programmatik von Eugenik und Ras-
senhygiene, die im deutschen Sprachraum 
seit den 1920er Jahren vorwiegend syno-
nym verwendet wurden, ihre Ursprünge 
im späten 19. Jahrhundert, und zwar un-
ter Ärzten, Biologen, und Statistikern [14, 
20, 23]. 

E	Am Ende der 1920er Jahre war der 
weit überwiegende Teil der Forschung 
im Bereich der Humangenetik 
motiviert durch eugenische bzw. 
rassenhygienische Ideen.

Diese Forschung wurde bereits damals 
von den größten Institutionen der Wis-
senschaftsförderung finanziert, wie etwa 
der Notgemeinschaft der Deutschen Wis-
senschaft/Deutsche Forschungsgemein-
schaft, oder der Rockefeller-Foundation. 
Maßgeblich beteiligt an dieser humange-
netischen Forschung waren Psychiater wie 
Ernst Rüdin, die ab 1933 eng mit dem neu-
en Regime bei der Implementierung der 
Sterilisationsgesetzgebung kooperierten. 
Obwohl Rüdins Forschungen zur Hu-
mangenetik darauf abzielten, die wissen-
schaftlichen Grundlagen für die national-
sozialistische Gesundheits- und Sozialpo-
litik zu liefern, wurde er noch 1939, kurz 
vor Beginn des 2. Weltkriegs, als eine der 
international führenden Persönlichkeiten 
in seinem Arbeitsfeld betrachtet und etwa 
als Plenarredner zum 7. Weltkongress für 
Genetik nach Edinburgh eingeladen – ein 
Indikator für das nach wie vor hohe inter-
nationale Ansehen der rassenhygienisch 
motivierten deutschen Humangenetiker 
und Psychiater [13, 15].

Ebenso wie die eugenische Program-
matik ist die Idee, dass es möglich wä-
re, mit medizinischer Expertise zwischen 
„lebenswertem“ und „lebensunwertem“ 
Leben zu unterscheiden, keine Erfin-
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dung der Nationalsozialisten. Sie ent-
stand vielmehr im 19. Jahrhundert und 
wurde in den 1920er Jahren von promi-
nenten Medizinern und Juristen breit de-
battiert, lange bevor die Nationalsozialis-
ten an die Macht kamen. In Zeiten finan-
zieller Krisen, wie unmittelbar nach Ende 
des 1. Weltkriegs oder im Zusammenhang 
mit der Weltwirtschaftskrise nach dem 
Börsenkrach 1929, fand diese Idee beson-
deren Zuspruch unter Ärzten und in der 
breiteren Öffentlichkeit [20, 23]. Und auch 
1939 waren es, soweit sich dies rekonstru-
ieren lässt, Kinderärzte, Psychiater und 
Medizinalbeamte, welche die Initiative er-
griffen, ein bürokratisch und arbeitsteilig 
organisiertes Programm zur Kinder- und 
Erwachsenen-„Euthanasie“ zu implemen-
tieren [18, 20, 22]. Dieses Programm wur-
de dann in Kooperation mit Machtinstan-
zen des Regimes in die Praxis umgesetzt, 
insbesondere mit der Gesundheitsabtei-
lung des Reichsinnenministeriums und 
der Kanzlei des Führers.

Fortschritt ohne Rücksicht: 
entgrenzte Forschung

Dies führt zum 3. Mythos, nämlich der Be-
hauptung, bei der menschenverachtenden 
medizinischen und spezifisch auch der 
psychiatrischen Forschung im National-
sozialismus habe es sich um „Pseudowis-
senschaft“ gehandelt.

Tatsächlich ergeben die historischen 
Arbeiten der letzten Jahre ein deutlich 
anderes Bild: Die medizinische Forschung 
am Menschen in dieser Zeit verfolgte Fra-
gestellungen, die manchmal überholt, teil-
weise kontrovers, aber in vielen Fällen 
auch aktuell oder sogar führend in Be-
zug auf die internationalen wissenschaft-
lichen Standards der Zeit war, ähnlich wie 
in anderen historischen Kontexten [1, 16, 
17]. Die in der medizinischen Forschung 
angewendeten Methoden repräsentierten 
ebenfalls ein breites Spektrum von tra-
ditionellen und teilweise überholten bis 
hin zu sehr innovativen Verfahren (et-
wa im Bereich der Luftfahrtphysiologie). 
Bei Berücksichtigung dieser Gesamtsitu-
ation können die biomedizinischen For-
schungsaktivitäten im Nationalsozialis-
mus nicht einfach in ihrer Gesamtheit als 
„Pseudowissenschaft“ oder gar als irrati-
onale Aktivitäten klassifiziert werden, die 

lediglich unter dem Deckmantel der Wis-
senschaft stattgefunden hätten. Dies gilt 
auch für die Fragestellungen und die an-
gewendeten Methoden der epidemiolo-
gischen und genetischen Forschung in der 
Psychiatrie der Arbeitsgruppe um Rüdin 
in München oder für die organisatorisch 
damit in Verbindung stehenden, durch 
ätiologische Fragestellungen und bevöl-
kerungspolitische Überlegungen moti-
vierten Forschungen von Carl Schneider 
an der Psychiatrischen Universitätsklinik 
Heidelberg [6, 12, 13].

Allerdings muss festgehalten werden, 
dass in sehr vielen der bekannten Fälle 
die praktische Durchführung der Versuche 
brutal und ohne Rücksicht auf die Subjek-
tivität der Versuchspersonen oder auf ele-
mentare Menschenrechte erfolgte. Sol-
che Forschungen wurden konsequenter-
weise auch nicht an gesunden deutschen 
„Volksgenossen“, sondern an Mitgliedern 
der verschiedensten sozialen Randgrup-
pen durchgeführt: Für die breitere Me-
dizin am Bekanntesten sind die medizi-
nischen Versuche an Häftlingen in Kon-
zentrationslagern; daneben fanden medi-
zinische Forschungen aber auch in erheb-
lichem Umfang an Patienten in psychia-
trischen Anstalten oder in Krankenhäu-
sern der besetzten Ostgebiete statt.

Der Großteil der Forscher folgte der in-
trinsischen Logik ihrer wissenschaftlichen 
Disziplinen, um neues Wissen zu produ-
zieren. Gleichzeitig nutzten sie die Gele-
genheit, einen unbegrenzten Zugriff auf 
Probandendaten und menschliche „Ver-
suchsobjekte“ verfügbar zu haben. Die-
se juristisch und ethisch völlig entgrenz-
te und damit „deregulierte“ Möglichkeit 
zur Forschung hatte sich durch den Kon-
text des totalitären politischen Systems 
zusammen mit der Kriegssituation erge-
ben. Die Forscher waren dadurch in der 
Lage, Forschungsprogramme durchzu-
führen, die in anderen Kontexten nicht 
realisierbar gewesen wären. Die psychia-
trische Forschung fokussierte sich ab 1933 
zunehmend auf Fragen der Erblichkeit 
und Epidemiologie, wozu der weitgehend 
ungehinderte Zugriff auf Daten von Pro-
banden und Familienangehörigen in öf-
fentlichen Ämtern und Gerichten und die 
Anlage enormer Datenbanken eine we-
sentliche Voraussetzung schaffte [13]. Das 
„Euthanasie“-Programm ab 1939 ermög-

lichte etwa in Heidelberg die rasche und 
systematische Korrelation und Analyse 
von Daten, die bei der Untersuchung le-
bender Probanden gewonnen waren, mit 
den Obduktionsbefunden und Ergebnis-
sen histopathologischer Untersuchungen 
[6, 11, 12].

Implikationen für heute

Sowohl vor 1945 als auch in der Nach-
kriegszeit, etwa im Kontext des Nürn-
berger Ärzteprozesses, entwickelten eini-
ge der historischen Akteure eigene Argu-
mentationen, um ihr Handeln zu recht-
fertigen. Damit formulierten sie normati-
ve Regeln für ärztliches und wissenschaft-
liches Handeln, die für die Zeit des Nati-
onalsozialismus plausibel waren und dort 
verbreitete Gültigkeit hatten. Diese Form 
einer moralischen Rechtfertigung – poin-
tiert gesagt, einer NS-Medizinethik – ist 
nicht völlig absurd und verdient eine ge-
nauere Analyse. Eine zentraler Baustein 
dieser Ethik war der hohe Wert, welcher 
der Produktion von neuem wissenschaft-
lichem Wissen zugeordnet wurde, insbe-
sondere, wenn dieses Wissen zur Steige-
rung der menschlichen Leistungsfähigkeit 
oder zur Optimierung der menschlichen 
Natur und Gesundheit in zukünftigen Ge-
nerationen beitragen konnte. Ein anderer 
sehr hoher Wert war das Wohlergehen 
der Gemeinschaft, oder des „Volkskör-
pers“, das dem Wohlergehen des Indivi-
duums eindeutig übergeordnet war. Eine 
Analyse dieser expliziten und impliziten 
Normsetzungen in der Medizin des Na-
tionalsozialismus und ein Vergleich mit 
entsprechenden normativen Diskursen in 
der gegenwärtigen Medizin- und Bioethik 
könnte eine zentrale Aufgabe für zukünf-
tige Forschungen in der Medizinhistorio-
graphie und -ethik sein.

Die Motivationen, Werthaltungen und 
das tatsächliche Handeln von Ärzten und 
biomedizinischen Wissenschaftlern wäh-
rend der Zeit des Nationalsozialismus le-
gen auch einige weiterführende Über-
legungen zu Fragen der medizinischen 
Ethik und ärztlicher Professionalität na-
he. Ein Ausgangspunkt für solche Überle-
gungen ist die Feststellung, dass die meis-
ten dieser Haltungen und Handlungswei-
sen nicht NS-spezifisch sind:
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F	�Die Schwierigkeiten für Ärzte und 
Wissenschaftler, den Versprechungen 
und Versuchungen derjenigen zu wi-
derstehen, die im Besitz von Macht 
und/oder Geld sind, sind selbstver-
ständlich keineswegs spezifisch für 
die Zeit des Nationalsozialismus, son-
dern gerade in Zeiten knapper finan-
zieller Ressourcen für die Gesund-
heitsversorgung und die universitäre 
Forschung überall mit Händen zu 
greifen.

F	�Der Drang, Forschungsfragen und 
wissenschaftliche Interessen unter al-
len Umständen zu verfolgen und 
hierfür Orte der Forschung zu su-
chen, an denen möglichst minima-
le Reglementierungen und Restriktio-
nen existieren, ist ebenfalls nicht NS-
spezifisch, sondern zumindest seit 
dem ausgehenden 19. Jahrhundert in-
ternational nachweisbar [16].

F	�Wissenschaftliche und gesundheits-
politische Programme, die auf die 
Steigerung menschlicher Leistungsfä-
higkeit und die Optimierung der ge-
netischen Ausstattung von Individuen 
oder sozialen Gruppen abzielen, sind 
schließlich ebenfalls nicht beschränkt 
auf die Zeit des Nationalsozialismus.

Der politische Kontext des Nationalsozia-
lismus war allerdings notwendig, um die 
problematischen Potenziale dieser weit 
verbreiteten Mentalitäten, Motivationen 
und Verhaltensweisen zu einer radikalen 
Manifestation zu bringen: 

E	Die Protagonisten des Regimes 
beriefen sich zu ihrer Legitimation 
auf Biologie und Medizin als 
Fundament ihrer Gesundheits-, 
Sozial- und Bevölkerungspolitik.

Komplementär waren viele Mediziner nur 
zu bereit, mit den unterschiedlichen po-
litischen Instanzen des Regimes zu koo-
perieren, um Arbeitsstellen zu sichern, 
ihren Status zu verbessern oder Gelder 
für ihre Forschungsprojekte zu bekom-
men. Durch diese auf Gegenseitigkeit be-
ruhende Kooperation entstand eine ge-
meinsame Autorität, die beanspruchte, 
Menschen aufgrund ihrer biologischen 
Ausstattung in ihrem Wert differenzie-
ren zu können. Solche Konstellationen 

existierten in mancher Hinsicht zwar 
auch in anderen historischen Kontexten, 
aber dort waren sie durch konkurrieren-
de politische und wissenschaftliche Vor-
stellungen zur Natur des Menschen, und 
zum Verhältnis zwischen Individuum und 
Staat relativiert. Die Spezifität des Natio-
nalsozialismus liegt in dieser Perspektive 
in erster Linie in der Abschaffung des po-
litischen und wissenschaftlichen Pluralis-
mus, verbunden mit der Bereitschaft von 
Politikern, Ärzten und breiter Öffentlich-
keit, der Rationalität und den Effizienz-
versprechungen der Wissenschaften un-
eingeschränkt zu folgen. In einer solchen 
Konstellation verlor der einzelne Mensch 
mit seiner Subjektivität seinen Platz im 
Zentrum medizinischen Denkens und 
Handelns.

Fazit

Die Ergebnisse der historischen For-
schung dokumentieren, dass die Grenz-
überschreitungen zwischen 1933 und 
1945 nicht spezifisch für die Zeit des Na-
tionalsozialismus waren; vielmehr las-
sen sie sich verstehen als Beispiele für ei-
ne extreme Manifestation von Potenzia-
len, die in der modernen Medizin gene-
rell angelegt sind. Die Konfrontation mit 
den Gefahren von (historischen) Versu-
chungssituationen für Ärzte, mit Anpas-
sungs- und Rechtfertigungsmechanis-
men sowie mit Handlungsspielräumen 
gegenüber möglichem Unrecht kann – 
analog zur Impfung als „Probe-Expositi-
on“ gegenüber Krankheitserregern – die 
Fähigkeit zu kritischer Analyse und pro-
fessionellem Umgang mit Versuchungs- 
und Zumutungssituationen heute ver-
bessern.
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F. Schneider, H. Frister, D. Olzen (Hrsg.)
Begutachtung psychischer  
Störungen
Heidelberg: Springer-Verlag GmbH 2010, 2., 
420 S., 3 Abb., (ISBN 978-3-540-68655-2),  
gebunden, 69.95 EUR

Inzwischen in der zweiten Auflage im 

Springer-Verlag erschienen ist das Lehrbuch 

„Begutachtung psychischer Störungen“, von 

F. Schneider, H. Frister und D. Olzen heraus-

gegeben. Die Begutachtung sei, so ist im 

Vorwort zu lesen, die Königsdisziplin der bio-

psychosozialen Wissenschaft Psychiatrie. Die-

ser fachübergreifende Zugang kennzeichnet 

das Lehrbuch und hebt es von anderen ab. 

Neben den Herausgebern hat eine Vielzahl 

weiterer, renommierter Autoren aus Rechts-

wissenschaft und Psychiatrie mitgearbeitet. 

Trotz des Verzeichnisses der Autorennamen 

sind diesen einzelne Kapitel aber nicht 

zugeordnet, so dass die Urheberschaft der 

einzelnen Beiträge offen bleibt. Dementspre-

chend fällt bei der Lektüre einzelner Kapitel 

lediglich auf, ob dieses eher eine juristische, 

psychiatrische oder psychologische Hand-

schrift trägt. Dies unterstreicht den interdis-

ziplinären Charakter des Faches und ist von 

den Herausgebern wohl auch so intendiert, 

zumal psychiatrische, neuro-psychologische, 

psychologische und juristische Kompetenz in 

den einzelnen Kapiteln verwoben ist.

Das Buch geht in 13 Kapiteln auf die wichtigs-

ten forensisch psychiatrischen und forensisch 

psychologischen Fragestellungen ein und 

illustriert eine mögliche Herangehensweise 

eines Sachverständigen bei der Beantwor-

tung konkreter Rechtsfragen anhand von 

exemplarischen Beispielgutachten. Dies ist 

meines Erachtens hilfreich, da sich das Buch 

an Kandidaten in der Facharztweiterbildung 

und in der Begutachtung eher unerfahrene 

Fachärzte wendet.

Diese Leserschaft findet mit Hilfe des Buches 

einen schnellen und auch fundierten Einblick 

in die jeweiligen Gebiete, und zwar sowohl 

einschließlich der psychiatrischen wie auch 

der juristischen Grundlagen. Eine weitere 

Hilfestellung bieten die prägnanten Hervor-

hebungen und in Kästen komprimierten Zu-

sammenfassungen, die sozusagen den „Kern 

der Quintessenz“ nochmals illustrieren, aber 

auch auf potenzielle Fallstricke hinweisen.

In Übereinstimmung mit dem Titel be-

schränkt sich das Lehrbuch auf die Be-

gutachtung. Fragen der Behandlung, der 

Organisation der Maßregel, ambulanter 

Hilfsangebote, pharmakologischer und 

psychotherapeutischer Behandlung werden 

nicht thematisiert. 

Insofern handelt es sich – auch dies dem 

Anliegen der Autoren gerecht werdend – um 

ein reines Begutachtungsbuch, das in kom-

primierter und kondensierter Form die Essenz 

der einzelnen Rechtsfragen und ihrer foren-

sisch psychiatrischen und psychologischen 

Bearbeitung wiedergibt. Für die differen-

ziertere Auseinandersetzung mit den sich 

häufig auch in den vermeintlich leichteren 

Fällen auftuenden Finessen bleiben weiter-

führende und speziellere Lehrbücher jedoch 

unverzichtbar. Ungeachtet dessen findet sich 

in diesem Lehrbuch eine Fülle von Informati-

onen, die für die Praxis relevant, auch für den 

Alltag des Erfahreneren bereichernd sind, die 

in anderen Lehrbüchern mitunter jedoch feh-

len. Insofern ist dieses Werk zum Einstieg wie 

auch den Fortgeschrittenen uneingeschränkt 

zu empfehlen. Auf eines sollte der Leser 

jedoch achten: Die Prägnanz der Darstellung, 

die Illustration des Vorgehens an Hand von 

Beispielgutachten und die Einbettung in die 

juristischen Rahmenbedingungen lassen eine 

Begutachtung nach Lektüre dieses Buches 

trügerisch leichter erscheinen, als sie sich im 

konkreten Einzelfall häufig erweist. Der Sach-

verständige ist meines Erachtens gut beraten, 

wenn er sich durch das hilfreiche Netz aus 

Informationen nicht dazu verführen lässt, Fra-

gestellungen zu begutachten, zu denen ihm 

ein psychiatrischer Erfahrungshorizont fehlt.

Ungeachtet dessen ist dieses Buch eine 

hilfreiche Ergänzung und Bereicherung der 

forensisch psychiatrischen Bibliothek, wobei 

das Ansinnen gerade auch auf empirische 

Grundlagen hinzuweisen und relevantes 

Faktenwissen beizutragen, besonders positiv 

hervorzuheben ist.

Professor J. Müller (Göttingen)
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